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 Detlef Kel lermann 

Kinderrechte

» Kinder haben Rechte, Rechte auf Schutz,  Förderung und Betei l igung.  
Diesen Rechten Geltung zu verschaf fen, ist die Pf l icht al ler Erwachsenen. Aber wie halten wir es mit dieser Pf l icht?  

Die Pandemie, die Kl imakrise und die globale Ausweitung von Kriegsgeschehen zeigen,  
dass es um die Verwirkl ichung der Menschenrechte für Kinder schlecht bestel lt  ist .  

Ihre Interessen, ihr Wohl wird beständig zugunsten von machtvol leren gesel lschaf t l ichen Gruppen zurückgestel lt .  
Die Kinderrechte sind vor diesem Hintergrund beides:  Mahnmal und Vis ion.  

S ie helfen uns bei al len Versuchen, eine zukunf tsorientier te,  weltof fene und nachhalt ige Gesel lschaf t zu gestalten,  
denn Kinder und Jugendl iche sind diese Zukunf t .  «

Prof.  Dr.  Gaby Flößer
1 .  Vorsitzende, Der Kinderschutzbund in NRW



Kinder, Kinder
 

Mit KINDERRECHTE setzen der Aachener Künstler Detlef Kellermann und die Kunstförderer von LATER IS NOW  

Nikos Geropanagiotis und Manuela Koch-Geropanagiotis das dritte Projekt in der Reihe MENSCH um.

Am 20. November 1989 verabschiedete die Generalversammlung der Vereinten Nationen die Kinderrechtskonvention. 

196 Mitglieder unterzeichneten. Fast alle ratifizierten die 54 Artikel und die später ergänzten Zusatzprotokolle.  

Wie viele aber handeln danach? Werden Kinder wirklich gleich behandelt? Genießt das Wohl des Kindes tatsächlich  

immer Vorrang? Können und dürfen Kinder sich entwickeln und wird deren Meinung angehört und respektiert? 

Schaut man hin, sieht man, dass zwischen Bekenntnis und Realität noch jede Menge Luft ist. 

Dieses Buch und unsere Interventionen im öffentlichen Raum sollen sensibilisieren. Und auch Spaß machen!  

Es geht um die Chancen und Möglichkeiten, die solche Regelwerke wie die hier thematisierte Konvention mit sich 

bringen. Für ein gutes, respektvolles und menschliches Miteinander.

Eine Auswahl der Artikel wird auch in diesem Projekt durch Arbeiten von Detlef Kellermann illustriert.  

Möglich wird ein solches Projekt, weil viele Menschen es tragen und unterstützen. Alle Patinnen und Paten von  

K INDERRECHTE finden Sie unter mensch-das-projekt.de/kinderrechte.

Euch und Ihnen gehört unser Dank!

Herzlichst

 Detlef     Mano     Nikos



Man könnte glauben, sie seien selbstverständlich:  
die Kinderrechte. Aber dass es diese Rechte überhaupt  
in einer schriftlich festgelegten Form gibt, dafür haben  
die Vereinten Nationen (United Nations/UN) gesorgt:  
Am 20. November 1989 verabschiedete die General- 
versammlung der Vereinten Nationen die UN-Konvention 
über die Rechte des Kindes (KRK).  
Alle Kinder auf der Welt erhielten damit verbriefte Rechte - 
auf Überleben, Entwicklung, Schutz und Beteiligung.

Dieses Kinderrechte-Regelwerk gilt für alle Kinder  
weltweit – ganz gleich, wo sie leben, welche Hautfarbe oder 
Religion sie haben oder welchen Geschlechts sie sind. 



Denn allen Kindern ist eines gemeinsam:  
Sie brauchen besonderen Schutz und Fürsorge, um sich  
gesund zu entwickeln und voll zu entfalten.  
Ihnen genau diesen Schutz zu geben, darum geht es in  
der Kinderrechtskonvention. 

Die Kinderrechtskonvention beruht auf vier Prinzipien:
Das Recht auf Gleichbehandlung.
Das Wohl des Kindes hat Vorrang.
Das Recht auf Leben und Entwicklung. 
Achtung vor der Meinung des Kindes.

Im hinteren Teil des Buches können Sie das vollständige Kinderrechte-Regelwerk (Teil I) der Vereinten Nationen im Original lesen. 



Die UN-Konvention 
über die Rechte des Kindes 
TEIL I



Artikel 1 Geltung für das Kind; Begriffsbestimmung

Artikel 2 Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot

Artikel 3 Wohl des Kindes

Artikel 4 Verwirklichung der Kindesrechte

Artikel 5 Respektierung des Elternrechts

Artikel 6  Recht auf Leben

Artikel 7  Geburtsregister, Name, Staatsangehörigkeit

Artikel 8 Identität

Artikel 9 Trennung von den Eltern; persönlicher Umgang

Artikel 10 Familienzusammenführung; grenzüberschreitende Kontakte

Artikel 11 Rechtswidrige Verbringung von Kindern ins Ausland

Artikel 12 Berücksichtigung des Kindeswillens

Artikel 13 Meinungs- und Informationsfreiheit

Artikel 14 Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

Artikel 15 Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit

Artikel 16 Schutz der Privatsphäre und Ehre

Artikel 17 Zugang zu den Medien; Kinder- und Jugendschutz

Artikel 18 Verantwortung für das Kindeswohl

Artikel 19 Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung

Artikel 20 Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie; Adoption

Artikel 21 Adoption

Artikel 22 Flüchtlingskinder

Artikel 23 Förderung behinderter Kinder

Artikel 24 Gesundheitsvorsorge

Artikel 25 Unterbringung

Artikel 26 Soziale Sicherheit

Artikel 27 Angemessene Lebensbedingungen; Unterhalt

Artikel 28 Recht auf Bildung; Schule; Berufsausbildung

Artikel 29 Bildungsziele; Bildungseinrichtungen

Artikel 30 Minderheitenschutz

Artikel 31 Beteiligung an Freizeit, kulturellem und künstlerischem Leben,   
 staatliche Förderung

Artikel 32 Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung

Artikel 33 Schutz vor Suchtstoffen

Artikel 34 Schutz vor sexuellem Missbrauch

Artikel 35 Maßnahmen gegen Entführung und Kinderhandel

Artikel 36 Schutz vor sonstiger Ausbeutung

Artikel 37 Verbot der Folter, der Todesstrafe, lebenslanger Freiheitsstrafe,   
 Rechtsbeistandschaft

Artikel 38 Schutz bei bewaffneten Konflikten; Einziehung zu den Streitkräften

Artikel 39 Genesung und Wiedereingliederung geschädigter Kinder

Artikel 40 Behandlung des Kindes in Strafrecht und Strafverfahren

Artikel 41 Weitergehende inländische Bestimmungen

Die farbig markierten Artikel sind in diesem Buch illustriert.





Artikel 2 

Diskriminierungsverbot
Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und gewährleisten sie 

jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der 

Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der  

nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des 

sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.



Artikel 3 

Wohl des Kindes
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung der Rechte und 

Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher 

Personen den Schutz und die Fürsorge zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig 

sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.







Artikel 8 

Identität  
Die Vertragsstaaten verpflichten  
sich, das Recht des Kindes zu achten,  
seine Identität, einschließlich  
seiner Staatsangehörigkeit, seines 
Namens und seiner gesetzlich  
anerkannten Familienbeziehungen, 
ohne rechtswidrige Eingriffe zu 
behalten.





Artikel 12

Berücksichtigung des 
Kindeswillens
Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung  

zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegen- 

heiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen 

und entsprechend seinem Alter und seiner Reife.



Artikel 13 

Meinungs-  
und Informationsfreiheit
Das Kind hat das Recht auf freie 
Meinungsäußerung; dieses  
Recht schließt die Freiheit ein, 
ungeachtet der Staatsgrenzen  
Informationen und Gedanken-
gut jeder Art in Wort, Schrift oder 
Druck, durch Kunstwerke oder 
andere vom Kind gewählte  
Mittel sich zu beschaffen, zu 
empfangen und weiterzugeben.







Artikel 15 

Vereinigungs-  
und Versammlungsfreiheit
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, sich frei mit anderen zusammenzuschließen  

und sich friedlich zu versammeln.



Artikel 16

Schutz der Privatsphäre  
und Ehre
Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie,  

seine Wohnung oder seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre  

und seines Rufes ausgesetzt werden.







Artikel 22 
Flüchtlingskinder
Können die Eltern der Flüchtlings- 
kinder oder andere Familienangehörige  
nicht ausfindig gemacht werden, so 
ist dem Kind im Einklang mit den in 
diesem Übereinkommen enthaltenen 
Grundsätzen derselbe Schutz zu  
gewähren wie jedem anderen Kind,  
das aus irgendeinem Grund dauernd 
oder vorübergehend aus seiner  
familiären Umgebung herausgelöst ist.



Artikel 23 

Förderung behinderter Kinder
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten Kindes auf besondere Betreuung an  

und treten dafür ein und stellen sicher, dass dem behinderten Kind und den für seine Betreuung  

Verantwortlichen im Rahmen der verfügbaren Mittel auf Antrag die Unterstützung zuteil wird,  

die dem Zustand des Kindes sowie den Lebensumständen der Eltern oder anderer Personen,  

die das Kind betreuen, angemessen ist.





Artikel 24

Gesundheits-
vorsorge
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes  

auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit an sowie 

auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Behandlung 

von Krankheiten und zur Wiederherstellung der Gesund-

heit. Die Vertragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, 

dass keinem Kind das Recht auf Zugang zu derartigen 

Gesundheitsdiensten vorenthalten wird.





Artikel 26 

Soziale Sicherheit
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Leistungen der sozialen Sicherheit 

einschließlich der Sozialversicherung an und treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die volle 

Verwirklichung dieses Rechts in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht sicherzustellen.







Artikel 28 

Recht auf Bildung;  
Schule;  
Berufsausbildung
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an; um die Verwirklichung dieses 

Rechts auf der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, werden sie  

insbesondere den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich machen; 

die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführenden Schulen allgemeinbildender und  

berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen und geeignete 

Maßnahmen wie die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung finanzieller  

Unterstützung bei Bedürftigkeit treffen; 

allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den Hochschulen mit allen geeigneten  

Mitteln ermöglichen; 

Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfügbar und zugänglich machen; 

Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern und den Anteil derjenigen,  

welche die Schule vorzeitig verlassen, verringern.



Die Vertragsstaaten  
stimmen darin überein, 
dass die Bildung des  
Kindes darauf gerichtet 
sein muss, die Persön-
lichkeit, die Begabung 
und die geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten 
des Kindes voll zur  
Entfaltung zu bringen.

Artikel 29 

Bildungsziele;  
Bildungseinrichtungen







Artikel 31 

Beteiligung an Freizeit,  
kulturellem und  
künstlerischem Leben, 
staatliche Förderung
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe und Freizeit an,  

auf Spiel und altersgemäße aktive Erholung sowie auf freie Teilnahme am kulturellen  

und künstlerischen Leben.



Artikel 32 

Schutz vor  
wirtschaftlicher  
Ausbeutung
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, vor wirtschaftlicher Ausbeutung 

geschützt und nicht zu einer Arbeit herangezogen zu werden, die Gefahren mit sich bringen, 

die Erziehung des Kindes behindern oder die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, 

geistige, seelische, sittliche oder soziale Entwicklung schädigen könnte. 







Artikel 34 

Schutz vor  
sexuellem Missbrauch
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen  

Missbrauchs zu schützen. Zu diesem Zweck treffen die Vertragsstaaten insbesondere alle geeigneten  

innerstaatlichen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um zu verhindern, dass Kinder zur Beteiligung  

an rechtswidrigen sexuellen Handlungen verleitet oder gezwungen werden; für die Prostitution oder  

andere rechtswidrige sexuelle Praktiken ausgebeutet werden; für pornographische Darbietungen und  

Darstellungen ausgebeutet werden.





Artikel 35 

Maßnahmen  
gegen Entführung  
und Kinderhandel
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen und mehrseitigen  

Maßnahmen, um die Entführung und den Verkauf von Kindern sowie den Handel mit Kindern  

zu irgendeinem Zweck und in irgendeiner Form zu verhindern.





Artikel 37 

Verbot der Folter,  
der Todesstrafe,  
lebenslanger Freiheitsstrafe,  
Rechtsbeistandschaft
Die Vertragsstaaten stellen sicher,  
dass keinem Kind die Freiheit  
rechtswidrig oder willkürlich entzogen 
wird. Festnahme, Freiheitsentziehung 
oder Freiheitsstrafe darf bei einem Kind 
im Einklang mit dem Gesetz nur als 
letztes Mittel und für die kürzeste  
angemessene Zeit angewendet werden.



Artikel 38 

Schutz bei bewaffneten 
Konflikten; Einziehung 
zu den Streitkräften
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie verbindlichen Regeln des in bewaffneten  

Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts, die für das Kind Bedeutung haben,  

zu beachten und für deren Beachtung zu sorgen. 

Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, dass  

Personen, die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar  

an Feindseligkeiten teilnehmen.





Artikel 40 

Behandlung des Kindes in 
Strafrecht und Strafverfahren
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, das der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt,  

beschuldigt oder überführt wird, in einer Weise behandelt zu werden, die das Gefühl des Kindes für die eigene  

Würde und den eigenen Wert fördert, seine Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten anderer 

stärkt und das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit berücksichtigt, seine soziale Wiedereingliederung  

sowie die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der Gesellschaft durch das Kind zu fördern. 





Kindeskinder
Ich blicke zu ihm hinüber, wie er inmitten seiner Spielsachen, Bücher, 

Kissen geschäftig seine Fantasiewelten baut, Puppen an den gesponnenen 

Geschichten teilhaben lässt, Dialoge brabbelt.

Wenn Kinder, insbesondere Enkelkinder, eines schaffen, dann Entschleuni-

gung. Sie drücken dir ihr eigenes Tempo auf. Wenn du mitspielst, verlagern 

sich Prioritäten und Relevanzen in deinem Leben. Während meine Augen 

auf ihm ruhen galoppiert mein Geist in meine eigene Vergangenheit zurück. 

Meine Kindheit. Ebenfalls voller Fürsorge, Liebe, Förderung und mit jeder 

Menge Freiheiten. Welch Glück! Es hätte ganz anders sein können. Kinder, 

geboren in den Slums, Favelas oder Wüsten dieser Welt. Arm, hungernd, 

ungeschützt. In eine Familie und in eine Gesellschaft hineingeboren, die 

sie selber nicht anders kennen. Die sich womöglich gar nicht vorstellen 

können, dass es auch anders sein kann. Wenn Eltern selber als Kinder nicht 

in die Schule gehen durften, schon mit 4 Jahren an 7 Tagen in der Woche 

schuften mussten, weil es nicht anders ging oder weil andere Menschen 

mit löchriger Moral- und Gewissensgrenze sie ausbeuten – wie sollen sie 

ihren Kindern eine andere, bessere, gerechtere Zukunft erklären und wün-

schen können? 

Die Zahlen sind bekannt und wenn nicht, gerade mal einen Klick im Internet 

entfernt. Und sie sind erschreckend. Dafür musst du noch nicht einmal in 

der Ferne suchen. Hier in Europa, hier in Deutschland, leiden Kinder durch 

multidimensionale Armut, werden vernachlässigt, sind unterversorgt, be-

kommen nicht genug Bildung. Von Liebe, Achtung und Respekt will ich noch 

nicht einmal sprechen. Wie können wir hoffen, dass die Dinge besser wer-

den, wenn wir die Menschen, die schon bald die Zukunft gestalten werden, 

nicht mit allen Mitteln befähigen, genau dies zu tun? 

Meine Beine sind auf dem Spielboden inzwischen eingeschlafen, meine 

Augenbrauen haben sich zusammengezogen. Der Zweijährige schaut mich 

fragend an. Was ist los, scheint er wissen zu wollen. Ja, was ist los?  

Wie soll ich es erklären, wo fange ich an? 

Wir haben als Menschheit seit Anbeginn so viel verbockt. Und das Perfide 

ist, wir wissen es! Der Wissende muss doch handeln. Wieso tun wir nichts? 

Oder so wenig? 195 Staaten haben die UN-Kinderrechtskonvention unter-

zeichnet und ratifiziert. Die meist gezeichnete Konvention der Welt! Und 

wer hält sich daran? Wieso werden Kinder immer noch versklavt, verkauft, 

in den Krieg geschickt, missbraucht? 

Wir können weder darauf hoffen noch darauf warten, dass formelle  

Bekenntnisse und Regierungen das offensichtliche Unrecht richten werden. 

Wir können das “Bisherige” nicht mehr ändern, aber alles, was kommt.  

Und das kommt mit den Kindern!

Im Kinderzimmer liegt ein aufgeblasener Globus rum. Ich greife danach und 

rufe meinen Enkel zu mir. Er muss die Welt kennenlernen, darf sich nicht in 

seiner bequemen Blase zurücklehnen. Neben der Liebe und Fürsorge, die 

er empfängt, ist es wichtig, dass er Zusammenhänge versteht. Dass er eine 

Meinung entwickelt, dass er Diskurse führen kann. Dass er Unrecht und Un-

gleichgewichte erkennt. Dass er weiß, dass nichts garantiert ist und dass er 

selbst vom Leben gesegnet wurde. Viele andere nicht. Wenn er es weiß und 

versteht, wird er handeln. Er darf sich Zeit nehmen und spielend lernen.  

Bis dahin handeln wir!

Nikos Geropanagiotis



Die Illustrationen  
auf einen Blick



Hoffnung Sorge Spiel 

Alle Bilder ca. 150 x 100 cm; Öl, Kohle, Ecoline und Farbstifte auf Papier   



Meinung Schule Versammlung 



Sieh mich an! Kindheit Ich bin!



Hör mich an! Der Ring Verlassen 



Unrecht Help!

 

Arbeit



Wut Gewalt Angst 



Miteinander Bildung 



Die UN-Kinderrechtskonvention

Regelwerk zum Schutz der Kinder 
weltweit



TEIL I der UN-Kinderrechtskonvention

Artikel 1: Geltung für das Kind; Begriffsbestimmung

Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder Mensch, der das acht-
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach 
dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt.

Artikel 2: Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot

(1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten 
Rechte und gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden 
Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, 
dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen 
Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des 
Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Status des 
Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass das Kind vor allen Formen der Diskriminierung oder Bestra-
fung wegen des Status, der Tätigkeiten, der Meinungsäußerungen oder der 
Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormunds oder seiner Familienange-
hörigen geschützt wird.

Alle Kinder dieser Welt haben dieselben Rechte – egal, wer sie sind und  
wo sie leben. Dafür setzen wir uns in über 190 Ländern mit unseren  
Programmen ein.

Artikel 3: Wohl des Kindes

(1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleich viel ob sie von öffent-
lichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwal-
tungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl 
des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung 
der Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds oder anderer für 
das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz und die Fürsorge zu 
gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck 
treffen sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.

(3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das 
Kind oder dessen Schutz verantwortlichen Institutionen, Dienste und 
Einrichtungen den von den zuständigen Behörden festgelegten Normen 
entsprechen, insbesondere im Bereich der Sicherheit und der Gesundheit 
sowie hinsichtlich der Zahl und der fachlichen Eignung des Personals und 
des Bestehens einer ausreichenden Aufsicht.

Artikel 4: Verwirklichung der Kindesrechte

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- 
und sonstigen Maßnahmen zur Verwirklichung der in diesem Übereinkom-
men anerkannten Rechte. Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte treffen die Vertragsstaaten derartige Maßnahmen unter 
Ausschöpfung ihrer verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im Rahmen 
der internationalen Zusammenarbeit.

Bei der Verwirklichung der Kinderrechte darf kein Kind zurückgelassen 
werden! Deshalb müssen wir eine gerechte, nachhaltige Welt schaffen.  
Wie kann das gehen? Das wurde in der Agenda 2030 in 17 Zielen festgelegt. 



Artikel 5: Respektierung des Elternrechts

Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Eltern 
oder gegebenenfalls, soweit nach Ortsbrauch vorgesehen, der Mitglieder 
der weiteren Familie oder der Gemeinschaft, des Vormunds oder anderer 
für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen, das Kind bei der Aus-
übung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte in einer seiner 
Entwicklung entsprechenden Weise angemessen zu leiten und zu führen.

Artikel 6: Recht auf Leben

(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass jedes Kind ein angeborenes 
Recht auf Leben hat.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten in größtmöglichem Umfang das  
Überleben und die Entwicklung des Kindes. 

Artikel 7: Geburtsregister, Name, Staatsangehörigkeit

(1) Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register einzutragen 
und hat das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staats-
angehörigkeit zu erwerben, und soweit möglich das Recht, seine Eltern zu 
kennen und von ihnen betreut zu werden.

(2) Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser Rechte im Einklang 
mit ihrem innerstaatlichen Recht und mit ihren Verpflichtungen aufgrund 
der einschlägigen internationalen Übereinkünfte in diesem Bereich sicher, 
insbesondere für den Fall, dass das Kind sonst staatenlos wäre.

Artikel 8: Identität

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu achten, 
seine Identität, einschließlich seiner Staatsangehörigkeit, seines Namens 
und seiner gesetzlich anerkannten Familienbeziehungen, ohne rechtswidri-
ge Eingriffe zu behalten.

(2) Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Bestandteile seiner 
Identität genommen, so gewähren die Vertragsstaaten ihm angemessenen 
Beistand und Schutz mit dem Ziel, seine Identität so schnell wie möglich 
wiederherzustellen.

Artikel 9: Trennung von den Eltern; persönlicher Umgang

(1) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind nicht gegen den Willen 
seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen  
Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den 
anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, dass diese 
Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. Eine solche Entscheidung 
kann im Einzelfall notwendig werden, wie etwa wenn das Kind durch die El-
tern mißhandelt oder vernachlässigt wird oder wenn bei getrennt lebenden 
Eltern eine Entscheidung über den Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist.

(2) In Verfahren nach Absatz 1 ist allen Beteiligten Gelegenheit zu geben, 
am Verfahren teilzunehmen und ihre Meinung zu äußern.

(3) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das von einem oder 
beiden Elternteilen getrennt ist, regelmäßige persönliche Beziehungen und 
unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht 
dem Wohl des Kindes widerspricht.

(4) Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat eingeleiteten Maß-
nahme, wie etwa einer Freiheitsentziehung, Freiheitsstrafe, Landesverwei-
sung oder Abschiebung oder des Todes eines oder beider Elternteile oder 



des Kindes (auch eines Todes, der aus irgendeinem Grund eintritt, während 
der Betreffende sich in staatlichem Gewahrsam befindet), so erteilt der 
Vertragsstaat auf Antrag den Eltern, dem Kind oder gegebenenfalls einem 
anderen Familienangehörigen, die wesentlichen Auskünfte über den Ver-
bleib des oder der abwesenden Familienangehörigen, sofern dies nicht dem 
Wohl des Kindes abträglich wäre. Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, 
dass allein die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen für 
den oder die Betroffenen hat.

Artikel 10: Familienzusammenführung; grenzüberschreitende Kontakte

(1) Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten nach Artikel 9 
Absatz 1 werden von einem Kind oder seinen Eltern zwecks Familienzu-
sammenführung gestellte Anträge auf Einreise in einen Vertragsstaat oder 
Ausreise aus einem Vertragsstaat von den Vertragsstaaten wohlwollend, 
human und beschleunigt bearbeitet. Die Vertragsstaaten stellen ferner 
sicher, dass die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen 
für die Antragsteller und deren Familienangehörige hat.

(2) Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staaten ha-
ben, hat das Recht, regelmäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare 
Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit nicht außergewöhnliche 
Umstände vorliegen. Zu diesem Zweck achten die Vertragsstaaten entspre-
chend ihrer Verpflichtung nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kindes 
und seiner Eltern, aus jedem Land einschließlich ihres eigenen auszureisen 
und in ihr eigenes Land einzureisen. Das Recht auf Ausreise aus einem 
Land unterliegt nur den gesetzlich vorgesehenen Beschränkungen, die zum 
Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), 
der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Frei-
heiten anderer notwendig und mit den anderen in diesem Übereinkommen 
anerkannten Rechten vereinbar sind.

Millionen Kinder weltweit sind auf der Flucht. Aber auch sie haben ein Recht 
darauf, mit ihren Familien zusammenzuleben. In unserer Blogreihe „Kinder-
rechte ins grenzenlos“ stellen wir Ihnen Einzelschicksale von Kindern aus 
verschiedenen Ländern vor.

Artikel 11: Rechtswidrige Verbringung von Kindern ins Ausland

(1) Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um das rechtswidrige Ver-
bringen von Kindern ins Ausland und ihre rechtswidrige Nichtrückgabe zu 
bekämpfen.

(2) Zu diesem Zweck fördern die Vertragsstaaten den Abschluß zwei- oder 
mehrseitiger Übereinkünfte oder den Beitritt zu bestehenden Übereinkünften.

Artikel 12: Berücksichtigung des Kindeswillens

(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene 
Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berühren-
den Angelegenheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des 
Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife. 

(2) Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in 
allen das Kind berührenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder 
unmittelbar oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stelle im Ein-
klang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden.

Artikel 13: Meinungs- und Informationsfreiheit

(1) Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt 
die Freiheit ein, ungeachtet der Staatsgrenzen Informationen und Gedanken-
gut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder andere vom 
Kind gewählte Mittel sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben.

(2) Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vorgesehenen 
Einschränkungen unterworfen werden, die erforderlich sind

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung  
(ordre public), der Volksgesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit.



Artikel 14: Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

(1) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Gedanken-,  
Gewissens- und Religionsfreiheit.

(2) Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der Eltern und 
gegebenenfalls des Vormunds, das Kind bei der Ausübung dieses Rechts in 
einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise zu leiten.

(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur 
den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlich-
keit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.

Artikel 15: Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, sich frei mit 
anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu versammeln.

(2) Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich 
vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demo-
kratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen 
Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volks-
gesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer notwendig sind.

Artikel 16: Schutz der Privatsphäre und Ehre

(1) Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein 
Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder seinen Schriftverkehr oder 
rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt 
werden.

(2) Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe 
oder Beeinträchtigungen.

Artikel 17: Zugang zu den Medien; Kinder- und Jugendschutz

Die Vertragsstaaten erkennen die wichtige Rolle der Massenmedien an und 
stellen sicher, dass das Kind Zugang hat zu Informationen und Material 
aus einer Vielfalt nationaler und internationaler Quellen, insbesondere 
derjenigen, welche die Förderung seines sozialen, seelischen und sittlichen 
Wohlergehens sowie seiner körperlichen und geistigen Gesundheit zum Ziel 
haben. Zu diesem Zweck werden die Vertragsstaaten

a) die Massenmedien ermutigen, Informationen und Material zu verbreiten, 
die für das Kind von sozialem und kulturellem Nutzen sind und dem Geist 
des Artikels 29 entsprechen;

b) die internationale Zusammenarbeit bei der Herstellung, beim Austausch 
und bei der Verbreitung dieser Informationen und dieses Materials aus 
einer Vielfalt nationaler und internationaler kultureller Quellen fördern;

c) die Herstellung und Verbreitung von Kinderbüchern fördern;

d) die Massenmedien ermutigen, den sprachlichen Bedürfnissen eines 
Kindes, das einer Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, besonders 
Rechnung zu tragen;

e) die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des Kindes vor In-
formationen und Material, die sein Wohlergehen beeinträchtigen, fördern, 
wobei die Artikel 13 und 18 zu berücksichtigen sind. 

Artikel 18: Verantwortung für das Kindeswohl

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, die Anerken-
nung des Grundsatzes sicherzustellen, dass beide Elternteile gemeinsam 
für die Erziehung und Entwicklung des Kindes verantwortlich sind. Für die 
Erziehung und Entwicklung des Kindes sind in erster Linie die Eltern oder 
gegebenenfalls der Vormund verantwortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes 
ihr Grundanliegen.

(2) Zur Gewährleistung und Förderung der in diesem Übereinkommen 
festgelegten Rechte unterstützen die Vertragsstaaten die Eltern und den 
Vormund in angemessener Weise bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, das Kind 
zu erziehen, und sorgen für den Ausbau von Institutionen, Einrichtungen 
und Diensten für die Betreuung von Kindern.



(3) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass Kinder berufstätiger Eltern das Recht haben, die für sie in Be-
tracht kommenden Kinderbetreuungsdienste und -einrichtungen zu nutzen.

Artikel 19: Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwal-
tungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um das Kind vor jeder Form 
körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder 
Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter 
Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen Missbrauchs zu 
schützen, solange es sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, 
eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen 
Person befindet, die das Kind betreut.

(2) Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame 
Verfahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen enthalten, die dem Kind 
und denen, die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren und 
andere Formen der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahmen zur Aufde-
ckung, Meldung, Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung und Nachbe-
treuung in den in Absatz 1 beschriebenen Fällen schlechter Behandlung von 
Kindern und gegebenenfalls für das Einschreiten der Gerichte.

Jedes Kind hat es verdient, geschützt und sicher aufzuwachsen. Mädchen 
und Jungen, die Gewalt erlebt haben, brauchen unsere besondere Fürsorge 
– zum Beispiel Straßenkinder, ehemalige Kindersoldat*innen oder Kinder 
aus Kriegsgebieten. 

Artikel 20: Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie;  
Adoption

(1) Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären 
Umgebung herausgelöst wird oder dem der Verbleib in dieser Umgebung 
im eigenen Interesse nicht gestattet werden kann, hat Anspruch auf den 
besonderen Schutz und Beistand des Staates.

(2) Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts 
andere Formen der Betreuung eines solchen Kindes sicher.

(3) Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die Aufnahme in 
eine Pflegefamilie, die Kafala nach islamischem Recht, die Adoption oder, 
falls erforderlich, die Unterbringung in einer geeigneten Kinderbetreuungs-
einrichtung in Betracht. Bei der Wahl zwischen diesen Lösungen sind die 
erwünschte Kontinuität in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, 
religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes gebührend zu 
berücksichtigen.

Artikel 21: Adoption

Die Vertragsstaaten, die das System der Adoption anerkennen oder 
zulassen, gewährleisten, dass dem Wohl des Kindes bei der Adoption die 
höchste Bedeutung zugemessen wird; die Vertragsstaaten

a) stellen sicher, dass die Adoption eines Kindes nur durch die zuständigen 
Behörden bewilligt wird, die nach den anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten und Verfahren und auf der Grundlage aller verläßlichen einschlägigen 
Informationen entscheiden, dass die Adoption angesichts des Status des 
Kindes in bezug auf Eltern, Verwandte und einen Vormund zulässig ist und 
dass, soweit dies erforderlich ist, die betroffenen Personen in Kenntnis 
der Sachlage und auf der Grundlage einer gegebenenfalls erforderlichen 
Beratung der Adoption zugestimmt haben;

b) erkennen an, dass die internationale Adoption als andere Form der 
Betreuung angesehen werden kann, wenn das Kind nicht in seinem Heimat-
land in einer Pflege- oder Adoptionsfamilie untergebracht oder wenn es 
dort nicht in geeigneter Weise betreut werden kann;

c) stellen sicher, dass das Kind im Fall einer internationalen Adoption in 
den Genuss der für nationale Adoptionen geltenden Schutzvorschriften 
und Normen kommt;

d) treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass bei inter-
nationaler Adoption für die Beteiligten keine unstatthaften Vermögensvor-
teile entstehen;

e) fördern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch den Abschluss 
zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte und bemühen sich in diesem Rah-
men sicherzustellen, dass die Unterbringung des Kindes in einem anderen 
Land durch die zuständigen Behörden oder Stellen durchgeführt wird.



Artikel 22: Flüchtlingskinder

(1) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass ein Kind, das die Rechtsstellung eines Flüchtlings begehrt oder nach 
Maßgabe der anzuwendenden Regeln und Verfahren des Völkerrechts oder des 
innerstaatlichen Rechts als Flüchtling angesehen wird, angemessenen Schutz 
und humanitäre Hilfe bei der Wahrnehmung der Rechte erhält, die in diesem 
Übereinkommen oder in anderen internationalen Übereinkünften über Men-
schenrechte oder über humanitäre Fragen, denen die genannten Staaten als 
Vertragsparteien angehören, festgelegt sind, und zwar unabhängig davon, ob es 
sich in Begleitung seiner Eltern oder einer anderen Person befindet oder nicht.

(2) Zu diesem Zweck wirken die Vertragsstaaten in der ihnen angemessen 
erscheinenden Weise bei allen Bemühungen mit, welche die Vereinten 
Nationen und andere zuständige zwischenstaatliche oder nichtstaatliche 
Organisationen, die mit den Vereinten Nationen zusammenarbeiten, unter-
nehmen, um ein solches Kind zu schützen, um ihm zu helfen und um die 
Eltern oder andere Familienangehörige eines Flüchtlingskinds ausfindig zu 
machen mit dem Ziel, die für eine Familienzusammenführung notwendigen 
Informationen zu erlangen. Können die Eltern oder andere Familienange-
hörige nicht ausfindig gemacht werden, so ist dem Kind im Einklang mit 
den in diesem Übereinkommen enthaltenen Grundsätzen derselbe Schutz 
zu gewähren wie jedem anderen Kind, das aus irgendeinem Grund dauernd 
oder vorübergehend aus seiner familiären Umgebung herausgelöst ist.

Artikel 23: Förderung behinderter Kinder

(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein geistig oder körperlich behin-
dertes Kind ein erfülltes und menschenwürdiges Leben unter Bedingungen 
führen soll, welche die Würde des Kindes wahren, seine Selbständigkeit för-
dern und seine aktive Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern.

(2) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten Kindes auf 
besondere Betreuung an und treten dafür ein und stellen sicher, dass 
dem behinderten Kind und den für seine Betreuung Verantwortlichen im 
Rahmen der verfügbaren Mittel auf Antrag die Unterstützung zuteil wird, 
die dem Zustand des Kindes sowie den Lebensumständen der Eltern oder 
anderer Personen, die das Kind betreuen, angemessen ist.

(3) In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines behinderten Kindes 
ist die nach Absatz 2 gewährte Unterstützung soweit irgend möglich und 
unter Berücksichtigung der finanziellen Mittel der Eltern oder anderer Per-
sonen, die das Kind betreuen, unentgeltlich zu leisten und so zu gestalten, 
dass sichergestellt ist, dass Erziehung, Ausbildung, Gesundheitsdienste, 
Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf das Berufsleben und Erholungs-
möglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in einer Weise zugänglich 
sind, die der möglichst vollständigen sozialen Integration und individuellen 
Entfaltung des Kindes einschließlich seiner kulturellen und geistigen Ent-
wicklung förderlich ist.

(4) Die Vertragsstaaten fördern im Geist der internationalen Zusammenar-
beit den Austausch sachdienlicher Informationen im Bereich der Gesund-
heitsvorsorge und der medizinischen, psychologischen und funktionellen 
Behandlung behinderter Kinder einschließlich der Verbreitung von 
Informationen über Methoden der Rehabilitation, der Erziehung und der 
Berufsausbildung und des Zugangs zu solchen Informationen, um es den 
Vertragsstaaten zu ermöglichen, in diesen Bereichen ihre Fähigkeiten 
und ihr Fachwissen zu verbessern und weitere Erfahrungen zu sammeln. 
Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berück-
sichtigen.

Artikel 24: Gesundheitsvorsorge

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf das erreichbare 
Höchstmaß an Gesundheit an sowie auf Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen zur Behandlung von Krankheiten und zur Wiederherstellung der Ge-
sundheit. Die Vertragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, dass keinem 
Kind das Recht auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten vorenthalten 
wird.

(2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Verwirklichung dieses Rechts 
sicherzustellen, und treffen insbesondere geeignete Maßnahmen, um

a) die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;

b) sicherzustellen, dass alle Kinder die notwendige ärztliche Hilfe und Ge-
sundheitsfürsorge erhalten, wobei besonderer Nachdruck auf den Ausbau 
der gesundheitlichen Grundversorgung gelegt wird;



c) Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im Rahmen der 
gesundheitlichen Grundversorgung zu bekämpfen, unter anderem durch 
den Einsatz leicht zugänglicher Technik und durch die Bereitstellung ausrei-
chender vollwertiger Nahrungsmittel und sauberen Trinkwassers, wobei die 
Gefahren und Risiken der Umweltverschmutzung zu berücksichtigen sind;

d) eine angemessene Gesundheitsfürsorge für Mütter vor und nach der 
Entbindung sicherzustellen;

e) sicherzustellen, dass allen Teilen der Gesellschaft, insbesondere Eltern 
und Kindern, Grundkenntnisse über die Gesundheit und Ernährung des 
Kindes, die Vorteile des Stillens, die Hygiene und die Sauberhaltung der 
Umwelt sowie die Unfallverhütung vermittelt werden, dass sie Zugang zu der 
entsprechenden Schulung haben und dass sie bei der Anwendung dieser 
Grundkenntnisse Unterstützung erhalten;

f) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die Aufklärung und die 
Dienste auf dem Gebiet der Familienplanung auszubauen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und geeigneten Maßnah-
men, um überlieferte Bräuche, die für die Gesundheit der Kinder schädlich 
sind, abzuschaffen.

(4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die internationale Zusammen-
arbeit zu unterstützen und zu fördern, um fortschreitend die volle Verwirkli-
chung des in diesem Artikel anerkannten Rechts zu erreichen. Dabei sind 
die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.

Artikel 25: Unterbringung

Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein Kind, das von den zuständi-
gen Behörden wegen einer körperlichen oder geistigen Erkrankung zur 
Betreuung, zum Schutz der Gesundheit oder zur Behandlung untergebracht 
worden ist, das Recht hat auf eine regelmäßige Überprüfung der dem Kind 
gewährten Behandlung sowie aller anderen Umstände, die für seine Unter-
bringung von Belang sind.

Artikel 26: Soziale Sicherheit

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Leistungen 
der sozialen Sicherheit einschließlich der Sozialversicherung an und treffen 
die erforderlichen Maßnahmen, um die volle Verwirklichung dieses Rechts 
in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht sicherzustellen.

(2) Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse und der sonstigen Umstände des Kindes und der Un-
terhaltspflichtigen sowie anderer für die Beantragung von Leistungen durch das 
Kind oder im Namen des Kindes maßgeblicher Gesichtspunkte gewährt werden.

Artikel 27: Angemessene Lebensbedingungen; Unterhalt

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf einen seiner 
körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung 
angemessenen Lebensstandard an.

(2) Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer für das Kind 
verantwortlicher Personen, im Rahmen ihrer Fähigkeiten und finanziellen 
Möglichkeiten die für die Entwicklung des Kindes notwendigen Lebensbedin-
gungen sicherzustellen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Verhältnis-
sen und im Rahmen ihrer Mittel geeignete Maßnahmen, um den Eltern und 
anderen für das Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung 
dieses Rechts zu helfen, und sehen bei Bedürftigkeit materielle Hilfs- und 
Unterstützungsprogramme insbesondere im Hinblick auf Ernährung, Beklei-
dung und Wohnung vor.

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die Gel-
tendmachung von Unterhaltsansprüchen des Kindes gegenüber den Eltern 
oder anderen finanziell für das Kind verantwortlichen Personen sowohl 
innerhalb des Vertragsstaats als auch im Ausland sicherzustellen. Insbeson-
dere fördern die Vertragsstaaten, wenn die für das Kind finanziell verant-
wortliche Person in einem anderen Staat lebt als das Kind, den Beitritt zu 
internationalen Übereinkünften oder den Abschluss solcher Übereinkünfte 
sowie andere geeignete Regelungen.



Artikel 28: Recht auf Bildung; Schule; Berufsausbildung

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an; um 
die Verwirklichung dieses Rechts auf der Grundlage der Chancengleichheit 
fortschreitend zu erreichen, werden sie insbesondere

a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich  
machen;

b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführenden Schulen all-
gemeinbildender und berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern verfüg-
bar und zugänglich machen und geeignete Maßnahmen wie die Einführung 
der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung finanzieller Unterstützung bei 
Bedürftigkeit treffen;

c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den Hochschulen 
mit allen geeigneten Mitteln ermöglichen;

d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfügbar und zugänglich 
machen; e) Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern 
und den Anteil derjenigen, welche die Schule vorzeitig verlassen, verringern. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicher-
zustellen, dass die Disziplin in der Schule in einer Weise gewahrt wird, die 
der Menschenwürde des Kindes entspricht und im Einklang mit diesem 
Übereinkommen steht. 

(3) Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusammenarbeit im 
Bildungswesen, insbesondere um zur Beseitigung von Unwissenheit und An-
alphabetentum in der Welt beizutragen und den Zugang zu wissenschaftli-
chen und technischen Kenntnissen und modernen Unterrichtsmethoden zu 
erleichtern. Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders 
zu berücksichtigen.

Kinderrechte in der Schule: Für Lehrerinnen und Lehrer haben wir ein Paket 
an Materialien zum Thema Kinderrechte zusammengestellt. Das Material 
kann online in der Infothek bestellt werden. 

Artikel 29: Bildungsziele; Bildungseinrichtungen

(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bildung des Kindes 
darauf gerichtet sein muss,

a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und körperlichen 
Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen;

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten und 
den in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Grundsätzen zu 
vermitteln;

c) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen Identität, seiner 
Sprache und seinen kulturellen Werten, den nationalen Werten des Landes, 
in dem es lebt, und gegebenenfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie 
vor anderen Kulturen als der eigenen zu vermitteln;

d) das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer freien Gesell-
schaft im Geist der Verständigung, des Friedens, der Toleranz, der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter und der Freundschaft zwischen allen Völkern 
und ethnischen, nationalen und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwohnern 
vorzubereiten;

e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu vermitteln. 

(2) Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausgelegt werden, dass 
sie die Freiheit natürlicher oder juristischer Personen beeinträchtigen, 
Bildungseinrichtungen zu gründen und zu führen, sofern die in Absatz 1 
festgelegten Grundsätze beachtet werden und die in solchen Einrichtun-
gen vermittelte Bildung den von dem Staat gegebenenfalls festgelegten 
Mindestnormen entspricht.

Artikel 30: Minderheitenschutz

In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche Minderhei-
ten oder Ureinwohner gibt, darf einem Kind, das einer solchen Minderheit 
angehört oder Ureinwohner ist, nicht das Recht vorenthalten werden, in 
Gemeinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe seine eigene Kultur 
zu pflegen, sich zu seiner eigenen Religion zu bekennen und sie auszuüben 
oder seine eigene Sprache zu verwenden.



Artikel 31: Beteiligung an Freizeit, kulturellem und künstlerischem Leben, 
staatliche Förderung

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe und 
Freizeit an, auf Spiel und altersgemäße aktive Erholung sowie auf freie 
Teilnahme am kulturellen und künstlerischen Leben. 

(2) Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des Kindes auf volle 
Beteiligung am kulturellen und künstlerischen Leben und fördern die Bereit-
stellung geeigneter und gleicher Möglichkeiten für die kulturelle und künst-
lerische Betätigung sowie für aktive Erholung und Freizeitbeschäftigung.

Artikel 32: Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, vor wirtschaft-
licher Ausbeutung geschützt und nicht zu einer Arbeit herangezogen zu 
werden, die Gefahren mit sich bringen, die Erziehung des Kindes behindern 
oder die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, geistige, seelische, 
sittliche oder soziale Entwicklung schädigen könnte. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und 
Bildungsmaßnahmen, um die Durchführung dieses Artikels sicherzustellen. 
Zu diesem Zweck und unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestim-
mungen anderer internationaler Übereinkünfte werden die Vertragsstaaten 
insbesondere

a) ein oder mehrere Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit festlegen;

b) eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und der Arbeitsbedingungen 
vorsehen;

c) angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur wirksamen Durchset-
zung dieses Artikels vorsehen.

Artikel 33: Schutz vor Suchtstoffen

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen einschließlich Ge-
setzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um Kinder vor 
dem unerlaubten Gebrauch von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen im 
Sinne der diesbezüglichen internationalen Übereinkünfte zu schützen und 

den Einsatz von Kindern bei der unerlaubten Herstellung dieser Stoffe und 
beim unerlaubten Verkehr mit diesen Stoffen zu verhindern.

Artikel 34: Schutz vor sexuellem Missbrauch

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen Formen sexueller 
Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu schützen. Zu diesem Zweck 
treffen die Vertragsstaaten insbesondere alle geeigneten innerstaatlichen, 
zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um zu verhindern, dass Kinder

a) zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen verleitet oder 
gezwungen werden;

b) für die Prostitution oder andere rechtswidrige sexuelle Praktiken ausge-
beutet werden;

c) für pornographische Darbietungen und Darstellungen ausgebeutet werden.

Artikel 35: Maßnahmen gegen Entführung und Kinderhandel

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen 
und mehrseitigen Maßnahmen, um die Entführung und den Verkauf von 
Kindern sowie den Handel mit Kindern zu irgendeinem Zweck und in irgend-
einer Form zu verhindern.

Artikel 36: Schutz vor sonstiger Ausbeutung

Die Vertragsstaaten schützen das Kind vor allen sonstigen Formen der 
Ausbeutung, die das Wohl des Kindes in irgendeiner Weise beeinträchtigen.

Artikel 37: Verbot der Folter, der Todesstrafe, lebenslanger Freiheitsstrafe, 
Rechtsbeistandschaft

Die Vertragsstaaten stellen sicher,

a) dass kein Kind der Folter oder einer anderen grausamen, unmenschli-
chen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe unterworfen wird. Für 
Straftaten, die von Personen vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs 
begangen worden sind, darf weder die Todesstrafe noch lebenslange Frei-



heitsstrafe ohne die Möglichkeit vorzeitiger Entlassung verhängt werden;

b) dass keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkürlich entzogen 
wird. Festnahme, Freiheitsentziehung oder Freiheitsstrafe darf bei einem 
Kind im Einklang mit dem Gesetz nur als letztes Mittel und für die kürzeste 
angemessene Zeit angewendet werden;

c) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich und mit Achtung 
vor der dem Menschen innewohnenden Würde und unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse von Personen seines Alters behandelt wird. Insbesondere ist 
jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, sofern 
nicht ein anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes dienlich erachtet wird; 
jedes Kind hat das Recht, mit seiner Familie durch Briefwechsel und Besuche in 
Verbindung zu bleiben, sofern nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen;

d) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht auf umgehen-
den Zugang zu einem rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistand 
und das Recht hat, die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung bei einem 
Gericht oder einer anderen zuständigen, unabhängigen und unparteiischen 
Behörde anzufechten, sowie das Recht auf alsbaldige Entscheidung in 
einem solchen Verfahren.

Artikel 38: Schutz bei bewaffneten Konflikten;  
Einziehung zu den Streitkräften

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie verbindlichen Regeln 
des in bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts, die 
für das Kind Bedeutung haben, zu beachten und für deren Beachtung zu 
sorgen. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass Personen, die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen.

(3) Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Personen, die das 
fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu ihren Streitkräften 
einzuziehen. Werden Personen zu den Streitkräften eingezogen, die zwar das 
fünfzehnte, nicht aber das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, so bemü-
hen sich die Vertragsstaaten, vorrangig die jeweils ältesten einzuziehen. 

(4) Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem humanitären Völker-
recht, die Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten zu schützen, treffen 
die Vertragsstaaten alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass von einem bewaffneten Konflikt betroffene Kinder geschützt und 
betreut werden.

Artikel 39: Genesung und Wiedereingliederung geschädigter Kinder

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die physische 
und psychische Genesung und die soziale Wiedereingliederung eines Kindes 
zu fördern, das Opfer irgendeiner Form von Vernachlässigung, Ausbeu-
tung oder Misshandlung, der Folter oder einer anderen Form grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe oder aber 
bewaffneter Konflikte geworden ist. Die Genesung und Wiedereingliederung 
müssen in einer Umgebung stattfinden, die der Gesundheit, der Selbstach-
tung und der Würde des Kindes förderlich ist.

Artikel 40: Behandlung des Kindes in Strafrecht und Strafverfahren

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, das der 
Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder überführt wird, in 
einer Weise behandelt zu werden, die das Gefühl des Kindes für die eigene 
Würde und den eigenen Wert fördert, seine Achtung vor den Menschen-
rechten und Grundfreiheiten anderer stärkt und das Alter des Kindes sowie 
die Notwendigkeit berücksichtigt, seine soziale Wiedereingliederung sowie 
die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der Gesellschaft durch das Kind 
zu fördern. 

(2) Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Bestimmungen internationaler Übereinkünfte insbeson-
dere sicher,

a) dass kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassungen, die zur Zeit ihrer 
Begehung nach innerstaatlichem Recht oder Völkerrecht nicht verboten 
waren, der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder über-
führt wird;



b) dass jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt  
oder beschuldigt wird, Anspruch auf folgende Mindestgarantien hat:

i) bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als unschuldig zu gelten,

ii) unverzüglich und unmittelbar über die gegen das Kind erhobenen Be-
schuldigungen unterrichtet zu werden, gegebenenfalls durch seine Eltern 
oder seinen Vormund, und einen rechtskundigen oder anderen geeigneten 
Beistand zur Vorbereitung und Wahrnehmung seiner Verteidigung zu erhal-
ten,

iii) seine Sache unverzüglich durch eine zuständige Behörde oder ein 
zuständiges Gericht, die unabhängig und unparteiisch sind, in einem fairen 
Verfahren entsprechend dem Gesetz entscheiden zu lassen, und zwar in 
Anwesenheit eines rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistands 
sowie – sofern dies nicht insbesondere in Anbetracht des Alters oder der 
Lage des Kindes als seinem Wohl widersprechend angesehen wird – in 
Anwesenheit seiner Eltern oder seines Vormunds,

iv) nicht gezwungen zu werden, als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu 
bekennen, sowie die Belastungszeugen zu befragen oder befragen zu las-
sen und das Erscheinen und die Vernehmung der Entlastungszeugen unter 
gleichen Bedingungen zu erwirken,

v) wenn es einer Verletzung der Strafgesetze überführt ist, diese Entschei-
dung und alle als Folge davon verhängten Maßnahmen durch eine zustän-
dige übergeordnete Behörde oder ein zuständiges höheres Gericht, die 
unabhängig und unparteiisch sind, entsprechend dem Gesetz nachprüfen 
zu lassen,

vi) die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers zu verlangen, wenn 
das Kind die Verhandlungssprache nicht versteht oder spricht,

vii) sein Privatleben in allen Verfahrensabschnitten voll geachtet zu sehen.

(3) Die Vertragsstaaten bemühen sich, den Erlass von Gesetzen sowie 
die Schaffung von Verfahren, Behörden und Einrichtungen zu fördern, die 
besonders für Kinder, die einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, be-
schuldigt oder überführt werden, gelten oder zuständig sind; insbesondere

a) legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht haben muss, um als 
strafmündig angesehen zu werden,

b) treffen sie, soweit dies angemessen und wünschenswert ist, Maßnah-
men, um den Fall ohne ein gerichtliches Verfahren zu regeln, wobei jedoch 
die Menschenrechte und die Rechtsgarantien un-eingeschränkt beachtet 
werden müssen. 

(4) Um sicherzustellen, dass Kinder in einer Weise behandelt werden, die 
ihrem Wohl dienlich ist und ihren Umständen sowie der Straftat entspricht, 
muss eine Vielzahl von Vorkehrungen zur Verfügung stehen, wie Anordnun-
gen über Betreuung, Anleitung und Aufsicht, wie Beratung, Entlassung auf 
Bewährung, Aufnahme in eine Pflegefamilie, Bildungs- und Berufsbildungs-
programme und andere Alternativen zur Heimerziehung.

Artikel 41: Weitergehende inländische Bestimmungen

Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte des Kindes 
besser geeignete Bestimmungen unberührt, die enthalten sind

a) im Recht eines Vertragsstaats oder

b) in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht.



Detlef Kellermann lebt und arbeitet als freischaffender Künstler in  

Aachen. Seine Arbeiten wurden mehrfach ausgezeichnet und in weit  

über hundert Einzelausstellungen im In- und Ausland präsentiert.  

Zahlreiche Bücher und Kunstkataloge dokumentieren sein zeichnerisches 

und malerisches Werk. 

Die Kinderrechte sind nach den Menschenpflichten und den Menschen-
rechten das dritte gemeinsame gesellschaftspolitische Projekt von den 

Machern von LATER IST NOW und Detlef Kellermann. 
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LATER IS NOW schafft temporäre Räume innerhalb derer sich Kunst- 

interessierte und Kunstschaffende begegnen können, entwickelt  

Formate zur Förderung der freien Kunstszene und operiert als Vermittler. 

Sie erreichen Nikos Geropanagiotis und Manuela Koch-Geropanagiotis  

über post@later-is-now.com
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Kinderrechte

» Kinder haben Rechte, Rechte auf Schutz,  Förderung und Betei l igung.  
Diesen Rechten Geltung zu verschaf fen, ist die Pf l icht al ler Erwachsenen. Aber wie halten wir es mit dieser Pf l icht?  

Die Pandemie, die Kl imakrise und die globale Ausweitung von Kriegsgeschehen zeigen,  
dass es um die Verwirkl ichung der Menschenrechte für Kinder schlecht bestel lt  ist .  

Ihre Interessen, ihr Wohl wird beständig zugunsten von machtvol leren gesel lschaf t l ichen Gruppen zurückgestel lt .  
Die Kinderrechte sind vor diesem Hintergrund beides:  Mahnmal und Vis ion.  

S ie helfen uns bei al len Versuchen, eine zukunf tsorientier te,  weltof fene und nachhalt ige Gesel lschaf t zu gestalten,  
denn Kinder und Jugendl iche sind diese Zukunf t .  «

Prof.  Dr.  Gaby Flößer
1 .  Vorsitzende, Der Kinderschutzbund in NRW


